
Quellen: Eurostat, EU-Kommission Stand: Nov. 2010 profilinfografik noa

Haushaltsdefizit in % des BIP

Schuldenstand in % des BIP

Schweden
Luxemburg

Estland
Bulgarien
Finnland

Ungarn
Malta

Deutschland
Österreich

Italien
Belgien

Dänemark
Zypern

Tschechien
Niederlande

Slowenien
Polen

Slowakei
Portugal

Frankreich
Rumänien

Litauen
Lettland
Spanien

Griechenland
Großbritannien

Irland

54,6
16,2
9,6

17,4
49,8
78,9
69,7
76,1
70,2

118,5
99,6
46,0
61,2
39,8
65,3
42,0
53,9
41,5
80,4
83,0
30,5
38,6
48,5
63,3

133,2
79,1

105,6 32,0
12,0

9,4
9,4

8,6
8,4

8,0
7,7
7,5
7,5
7,3

6,2
6,1

5,7
5,5
5,5

5,0
5,0

4,3
4,2
4,1
4,1

2,8
2,4
2,2
2,1

4,5

prof1049_EU-LUEGE_Fr17.indd   18 04.12.2010   0:28:19 Uhr



prof1049_EU-LUEGE_Fr17.indd   19 04.12.2010   0:28:28 Uhr



österreich

	 20	 profil 49 • 6. Dezember 2010

 p
rofil: Das Hilfspaket für Irland konnte 
die Finanzmärkte bislang nicht beru-
higen. Im Gegenteil: Erstmals müs-
sen auch Länder wie Belgien Risiko-

aufschläge bei den Staatsschulden bezahlen. 
Kann man den Dominoeffekt im Euroraum 
noch stoppen?
Pröll: Bereits im Krisenjahr 2009 haben wir 
Risikoaufschläge für mehrere Länder der 
Eurozone erlebt, auch für Österreich. Aber 
durch die Maßnahmen der EU-Finanzmi-
nister hat sich die Situation beruhigt. Wir 
müssen natürlich auch jetzt 
auf der Hut sein. Der Ret-
tungsschirm in der Höhe von 
750 Milliarden Euro ist gera-
de für Länder wie Irland auf-
gespannt worden. 
profil: Viele Bürger haben das 
Gefühl, dass man ihnen nicht 
die Wahrheit sagt. Manche 
Experten meinen, der Ret-
tungsschirm werde für Portu-
gal noch ausreichen, aber 
nicht mehr für Spanien. An-
dere reden schon von einer 
Verdoppelung des Rettungs-
fonds.
Pröll: Von einem Was-wäre-
wenn-Spiel hat niemand et-
was. Irland hat eine spezielle 
Krise erlebt, weil dort ein  
überdimensionierter Banken-
sektor stabilisiert werden 
muss. Portugals Probleme sind ganz anders 
gelagert: Dieses Land muss bei der Budget-
disziplin stärker werden. Spanien ist wesent-
lich stabiler und seine Regierung auch klarer 
in der politischen Umsetzung. Wir müssen 
in der Eurozone von bestimmten Minister-
kollegen Wahrheit und Konsequenz bei der 
Umsetzung ihrer Programme einfordern.
profil: Ab Mitte 2013 soll es einen perma-
nenten Rettungsschirm in der Eurozone 
geben. Ratspräsident Van Rompuy hat dazu 
auch Eingriffe in die nationale Budgetho-
heit, Verpflichtung zum Schuldenabbau und 
härtere Sanktionen vorgeschlagen. Wird das 
überhaupt durchsetzbar sein?
Pröll: Wir Finanzminister in der Eurozone 
wollen einen permanenten Krisenmechanis-
mus. Und wir wollen auch den privaten Sek-
tor – von Fall zu Fall, aber nicht automa-
tisch, da das krisenverschärfend wirken 
könnte – einbeziehen, weil auch dieser Las-
ten tragen muss. Ich trete dafür ein, dass der 

Defizit- und Schuldenabbau viel stärker als 
in der Vergangenheit erfolgt. Das ist eine 
Lehre aus der Finanzkrise, die in den USA 
entstanden ist und dann auch bei uns als 
Schuldenkrise durchgeschlagen hat. 
profil: Warum sind die USA, wo es auch ein-
zelne hoch verschuldete Bundesstaaten wie 
Kalifornien gibt, von der Finanzkrise weit 
weniger betroffen als die EU?
Pröll: Weil die USA als ein Währungsraum 
mit einer starken zentralen Regierung mit 
Präsident Obama an der Spitze gesehen 

werden. In der Eurozone wurde eine 
Währungsunion mit zum Teil völlig unter-
schiedlichen Volkswirtschaften geschaffen. 
Was man sicher in der Vergangenheit über-
sehen hat, war die Auseinanderentwicklung 
gewisser volkswirtschaftlicher Kenndaten 
wie Schuldenentwicklung, Lohnkurven, Be-
amtengehälter usw. Diese Faktoren führen 
jetzt zu einer Verschärfung der Krise. Da 
muss man in Zukunft mehr Disziplin ein
fordern.
profil: All dies führt letztlich zu einer Wirt-
schaftsregierung in der EU, mit mehr Ein-
griffsrechten in nationale Souveränität wie 
Budgets oder Steuern.
Pröll: Die Minister der Eurogruppe können 
sicher ihre Aufgaben als Steuerungsgruppe 
noch stärker wahrnehmen. Neue Struktu-
ren, wie eine zentrale Wirtschaftsregierung, 
einzurichten halte ich für falsch. Zudem 
dauert so etwas viel zu lange und hilft uns in 
der jetzigen Krise nicht weiter.

profil: Ist eine Änderung des EU-Vertrags 
für den permanenten Kriseninterventions-
mechanismus notwendig? 
Pröll: Dafür braucht man nur eine kleine 
Vertragsänderung.
profil: Ist dazu eine Volksabstimmung nötig?
Pröll: Nach den Worten von Bundeskanzler 
Faymann braucht man bei uns keine Volks-
abstimmung abzuhalten. Dem kann ich 
mich nur anschließen.
profil: Entwickelt sich die EU zu einer 
Transferunion, in der reichere EU-Länder 

den ärmeren finanziell 
beistehen müssen?
Pröll: Eine automati-
sche Transferunion 
kann ich mir nicht vor-
stellen. Aber man sollte 
auch nicht vergessen, 
dass von der EU-Regio-
nalförderung auch Re-
gionen in Österreich, 
vor allem das Burgen-
land, sehr profitiert 
haben. 
profil: Wird Österreich 
bald höhere Beiträge 
nach Brüssel überwei-
sen müssen?
Pröll: Wir stehen vor 
harten Verhandlungen. 
Nettozahler, die ja auch 
im eigenen Land han-
deln müssen, können 

nicht über Gebühr zusätzlich belastet wer-
den. Daher muss auch die EU-Kommission 
bei den Ausgabenblöcken Sparwillen zeigen 
und offensiv Eigenfinanzierungsquellen der 
EU andenken.
profil: Das wäre die Finanztransaktionssteu-
er, die aber in der EU keine Mehrheit ge-
funden hat.
Pröll: Das stimmt so nicht. Die Finanzminis-
ter der Eurogruppe haben mit einem ein-
stimmigen Beschluss ihr Interesse an der 
Finanztransaktionssteuer bekundet. Es gibt 
viele Möglichkeiten, damit man die Finan-
zierbarkeit der EU bewahren und die verein-
barten Politikfelder auch finanzieren kann. 
profil: Darf Irland seine niedrige Unterneh-
mensbesteuerung beibehalten?
Pröll: Ich habe das im Kreis der EU-Finanz-
minister sehr klar angesprochen, weil auf 
Dauer Wettbewerbsgleichheit herrschen 
muss. Denn mit der niedrigen Körperschaft-
steuer von 12,5 Prozent hat Irland viele Un-

Interview 

„Die Situation hat sich beruhigt“
Vizekanzler und Finanzminister Josef Pröll über die Rettung der Eurozone, die Hilfe für pleitebedrohte  
Staaten und seinen Kampf gegen zu hohe Belastungen für Nettozahler in der EU. 

Finanzminister Josef Pröll „Da muss man in Zukunft mehr Disziplin einfordern“
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ternehmen angelockt. Das war ja ein Teil 
der Erfolgsstory dieses Landes. Allerdings 
kann man den Iren nicht heute ein solches 
Sparpaket auferlegen und gleichzeitig die 
Abwanderung von Betrieben auslösen. Da-
her wurde beschlossen, dass Irland aus ei-
genen Reserven 17,5 Milliarden Euro auf-
bringen muss.
profil: Das verstärkte den Eindruck, dass 
die EU hauptsächlich notleidenden Ban-
ken hilft. Wäre jetzt nicht eine neue Kom-
munikationsstrategie angebracht? Kaum 
noch jemand versteht, wie diese milliar-
denschweren Hilfspakete finanziert wer-
den oder mit nationalen Sparpaketen in 
Einklang zu bringen sind.
Pröll: Mir geht es darum, die Vorteile Eu-
ropas und seiner Leitwährung klarzuma-
chen. Die Menschen müssen wissen, dass 
es um die Zukunft dieses Kontinents geht 
und um die entscheidende Frage, ob Euro-
pa im Wettbewerb mit den USA oder Asi-
en seinen Wohlstand verteidigen kann 
oder nicht. Denjenigen, die jetzt das Spar-
paket und die Gesundung Österreichs mit 
der Hilfe für andere Länder gegenrech-
nen, erteile ich eine klare Absage. 
Wir müssen Europa stabilisieren, 
weil es auch gut für unser Land ist. 
Und wir profitieren unterm Strich 
mehr von einem geeinten Europa 
als vom panischen Nationalismus. 
Wer hier gegenseitig aufrechnet, 
gefährdet beides: den Abbau der 
Schulden in Österreich und 
Wachstum, Arbeitsplätze und 
Wohlstand in Europa.
profil: Manche Experten warnen, 
dass durch gleichzeitiges Sparen 
in fast allen EU-Ländern die Kri-
se noch verschärft werden könnte.
Pröll: Österreich ist da in einer 
vergleichsweise guten Lage, weil 
wir in Ländern Mittel- und Osteu-
ropas, wo wir Hauptinvestor sind, 
in der Krise früh reagiert haben. 
Meine Osteuropa-Initiative hat 
sich ausgezahlt: Das Wachstum 
steigt dort wieder an. Und im Üb-
rigen: Die meisten dieser Länder 
haben deutlich geringere Schul-
denquoten als so manche west-
europäische Länder.  
Interview: Otmar 
Lahodynsky

Lüge 1: Die EU braucht keine 
Wirtschaftsregierung 
Der Geburtsfehler passierte 1992 bei der 
Gründung des Euro. Es wurde eine ge-
meinsame Währung beschlossen, aber die 
vorgesehene Koordinierung der nationa-
len Wirtschaftspolitik kam nicht zustan-
de, weil viele EU-Staaten zu große Ein-
griffe in nationale Hoheitsbereiche nicht 
zulassen wollten. Auch heute wollen 
Kanzler Faymann und Finanzminister 
Pröll davon nichts wissen (siehe Inter-
view). 

Der vor einem Jahr in Kraft getretene 
Vertrag von Lissabon ändert nichts an der 
Schieflage. „Wir stoßen ständig an die 
Grenzen des Vertrags und merken immer 
deutlicher, dass wir dringend eine Wirt-
schafts- und Sozialunion brauchen“, sagt 
der Europa-Abgeordnete der ÖVP, Oth-
mar Karas. 

Bisher lehnten praktisch alle EU-Re-
gierungen eine zu starke Einschränkung 

des Spiel-
raums für nationale 

Wirtschaftspolitik ab. Vor 
allem der Steuersektor gilt als 

nationales Tabu. So wurden etwa 
niedrige Unternehmenssteuern in 

Irland oder die Flat Tax in der Slo-
wakei zwecks Betriebsverlagerungen 
aus Ländern mit höheren Steuersät-
zen zwar heftig kritisiert, aber letzt-
lich doch geduldet. Auch Österreich 
beteiligte sich am Steuer-Wettlauf, 
Ex-Finanzminister Karl-Heinz 
Grasser senkte die Körperschaft-
steuer. 

Der ehemalige EU-Kommissar 
Franz Fischler tritt für eine stär-
kere wirtschaftspolitische Koor-
dinierung unter den Mitgliedslän-
dern ein, warnt aber davor, dass 
die EU-Regierungschefs selber 
als „Wirtschaftsregierung“ auf-
treten: „EU-Politik kann nicht 
einfach nur von den Regierungs-
chefs unter dem Vorsitz des neu-
en Ratspräsidenten Herman Van 

Quellen: APA/Eurostat
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Rompuys gemacht werden.“ EU-Kom-
mission und EU-Parlament könnten 
nicht von wichtigen Entscheidungen aus-
geschlossen bleiben. 

Der SPÖ-Europaabgeordnete Hannes 
Swoboda plädiert für einen „Wirtschafts-
konvent“, bei dem unter Beteiligung von 
Bürgern, Unternehmensvertretern und 
Politikern neue Regeln für ein besseres 
Funktionieren der „Wirtschafts- und 
Währungsunion“ ausgearbeitet werden 
sollen. Swoboda: „Wir müssen auch mehr 
für die Beschäftigung tun, sonst werden 
sich immer mehr Bürger gegen das euro-
päische Projekt wenden.“

Lüge 2: Die Hoheit über das  
nationale Budget bleibt
In Österreich sind Bundeskanzler Wer-
ner Faymann und Finanzminister Josef 
Pröll damit beschäftigt, ihr Budget zu ver-
teidigen. Bisher war das eine schwere, 
aber eine nationale Aufgabe. Künftig will 
sich die EU in die Haushalte ihrer Mit-
gliedsstaaten viel massiver als bisher ein-
mischen. Derzeit schreibt zwar der Sta-
bilitätspakt Defizit- und Gesamtverschul-
dungsgrenzen vor, wer sie bricht, hat aber 
wenig Konsequenzen zu fürchten. Künf-
tig wird das Korsett enger: „Die Budgets 
werden stärker zentralisiert, es kann nicht 
mehr jeder Mitgliedsstaat machen, was 
er will“, fasst der Ökonom Kurt Bayer, 
Direktor der Europäischen Entwicklungs-
bank, die geplante Neuordnung zusam-
men. Auf Drängen der deutschen Bun-
deskanzlerin Angela Merkel sollen ab 
2013 auch Banken und private Investoren 
bei Rettungsschirmen mitzahlen, zumin-
dest fallweise. 

Beim EU-Gipfel Mitte Dezember 
wollen die Regierungschefs die radikalen 
Pläne diskutieren, die seit Wochen ge-
wälzt werden. Sie sehen ein schrittweises 
Ende der nationalen Hoheit über die 
Budgets vor. Darüber reden Faymann 
und Pröll am liebsten gar nicht – wie ihre 
Kollegen Merkel, Sarkozy und Co. 

Die Milliardensummen, die in die Eu-
ro-Rettung fließen, bedingen eine stär-
kere Kontrolle der Budgets der Mitglieds-
staaten. Wenn die EU-Kommission die 
Haushaltspläne als zu lasch beurteilt, sind 
präventive Sanktionen möglich – bis 

„Es kann nicht mehr jeder Mit- 
gliedsstaat machen, was er will“  
Kurt Bayer, Direktor der Euro- 
päischen Entwicklungsbank

E
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mehr Beiträge durch Eigeneinnahmen der 
EU – etwa durch die Finanztransaktions-
steuer. 

Der Anteil Österreichs an der Rettungs-
aktion für Griechenland liegt bei 840 Mil-
lionen Euro. Im günstigsten Fall erhält das 
Land den Betrag samt Zinsen zurück. Für 
die Irland-Hilfe übernahm Österreich Haf-
tungen in der Höhe von 600 bis 800 Milli-
onen Euro. Da die Kreditausfallsrisiken für 
Irland aber auf den Finanzmärkten steigen, 
könnten sich die Haftungsbeiträge inklusi-
ve Österreichs Beitrag am Internationalen 
Währungsfonds auf 1,2 bis 1,4 Milliarden 
ausweiten. Nur wenn Irland die vom neuen 
Krisenmechanismus EFSF (Europäische Fi-
nanzstabilitätsfazilität; siehe „Glossar“) er-
haltenen Kredite nicht zurückzahlen kann, 
müsste Österreich die für Irland übernom-
menen Haftungen auch wirklich bedienen. 
Doch dies gilt derzeit nur als „Worst Case“-
Szenario. 

Lüge 6: Die Eurozone wird  
nicht zerbrechen
EU-Politiker und Notenbanker predigen 
seit Wochen, dass die Eurozone keinesfalls 
gefährdet sei und obendrein ab dem Jahr 
2011 mit Estland das 17. Mitglied aufneh-
men werde.

Doch zahlreiche prominente Ökonomen 
sehen den Euro keineswegs so stabil. US-
Ökonom Paul Krugman lästerte bereits: 

„Irland, Griechenland und Portugal, das 
potenziell als nächster Dominostein gilt, 
sind nur die Appetithappen. Danach kommt 
Spanien. Das wird das Hauptgericht sein.“

Der frühere deutsche Industriellen-Chef 
Hans-Olaf Henkel plädiert in seinem neu-
en Buch „Rettet unser Geld“ schon für eine 
Teilung der Eurozone. Der härtere Norden 
mit Deutschland, den Beneluxstaaten und 
Österreich könnte den harten Euro behal-
ten. Der Süden würde mit einer Art „Euro 
light“ auskommen, bei dem Währungsab-
wertungen wieder erlaubt wären. Für den 

„alten Euro“ sehe er aber keine Chance mehr. 
Auch wenn EU-Währungskommissar Olli 
Rehn einen „gewissen Dualismus“ in der 
Eurozone zugab, lehnt er solche Teilungs-
pläne ab. 

Gerhard Rünstler, Experte des Wirt-
schaftsforschungsinstituts, weist auf „mas-
sive Probleme mit der Wettbewerbsfähig-
keit“ in den Volkswirtschaften der südlichen 
Eurostaaten hin. „Ohne den Euro wären 
diese Fehlentwicklungen nicht so leicht 
möglich gewesen.“

Die jetzt mit Kapitalspritzen geretteten 
Euroländer würden schon in einigen Jah-
ren ihre Schulden nicht mehr begleichen 
können, warnte die „Financial Times 

Deutschland“ am Freitag der Vorwoche. 
„Die hohen Marktzinsen, die von der EU 
aufoktroyierte Haushaltspolitik und die 
Deflation von Löhnen und Immobilienprei-
sen werden Wachstum und Steuereinnah-
men in diesen Ländern schrumpfen lassen 
und alle Prognosen über den Haufen 
schmeißen.“

Lüge 7: Das EU-Parlament kann 
nicht mitreden
Eigentlich waren sich die Mitgliedsstaaten 
und das Europaparlament einig: Das EU-
Budget für das Jahr 2011 soll um moderate 
2,9 Prozent auf 126,5 Milliarden Euro stei-
gen. Dennoch lehnten die EU-Abgeordne-
ten den Haushalt ab. Wenn nicht auf dem 
EU-Gipfel Mitte Dezember eine Einigung 
gelingt, droht ab Jänner ein Notbudget. Die 
EU-Abgeordneten knüpfen ihre Zustim-
mung an die Bedingung, dass sie beim Fi-
nanzrahmen für die Jahre 2014 bis 2020 
frühzeitig mitreden können. Diese Kraft-
probe ist neu und bedeutet das Ende der 
Mär, dass das EU-Parlament der vielzitier-
te zahnlose Tiger ist, der nicht (mit-)ent-
scheiden kann. 

Lüge 8: Brüssel ist schuld

„Alle Menschen werden Brüder“, dieser freu-
dige Text der Europahymne wird in der ös-
terreichischen Version von Kurt Sowinetz 
mieselsüchtig ins Gegenteil verkehrt: „Alle 
Menschen samma zwider.“ Diese Abwand-
lung spiegelt die negative Grundstimmung 
in Österreich zur EU wider, die von Boule-
vardmedien und Politikern heftig geschürt 
und befriedigt wird. Schon auf dem Flug-
hafen in Brüssel befällt Kanzler und Minis-
ter häufig eine jähe Amnesie. Spätestens bei 
der Landung in Wien haben sie vergessen, 
was sie gerade mit ihren Kollegen beschlos-
sen haben. Statt gemeinsame Beschlüsse zu 
verteidigen, werden sie bekämpft – nach 
dem Motto: Brüssel ist schuld.

Diese Strategie ist in allen Staaten be-
liebt, niemand sagt gerne, dass „Brüssel“ aus 
Faymann, Merkel, Sarkozy, Pröll und all den 
anderen EU-Kollegen besteht. In einer ge-
meinsamen EU-Wirtschaftsregierung wird 
sich diese Kommunikationsstrategie nicht 
aufrechterhalten lassen.

Zugegeben, Faymann und Pröll haben 
es dabei besonders schwer. Ihnen wirft die 
rechte Opposition schon jetzt vor, zu viel 
Zeit „in Brüssel“ zu verbringen. 

Wahrscheinlich redet die österreichische 
Regierung deshalb lieber über vergleichs-
weise Kleinigkeiten wie den Alleinverdiener
absetzbetrag als über Milliardenschirme und 
die radikale Änderung der EU. � n

EFSF – Europäische Finanzstabilitätsfazilität: 
Über ein Luxemburger Unternehmen vergibt diese 
heuer im Mai geschaffene Einrichtung, die über 
bilaterale Garantien bis zu 440 Milliarden Euro 
verfügt, Kredite an in Not geratene Euroländer. 
Diese erhalten so frisches Geld zu niedrigeren 
Zinsen, als sie selbst zahlen müssten. Als erstes 
Land kam Irland dran. EFSF-Chef ist der Deutsche 
Klaus Regling. Er ist Herr über den Rettungs-
schirm von insgesamt 750 Milliarden Euro, in 
dem auch Mittel der EU-Kommission und des IWF 
stecken. Wurde für drei Jahre eingerichtet, aber 
ab 2013 soll eine permanente Einrichtung dar-
aus werden.

„Haircuts“: So werden Abschläge von (staatli-
chen) Schuldenpapieren genannt, was durch ei-
nen Teilverzicht der Gläubiger eine Entschuldung 
von Pleitestaaten erleichtern soll. Nun wird eine 
Behaltepflicht in Krisenzeiten und eine Beteili-
gung an Rettungsaktionen überlegt. Aus Furcht 
davor flüchten Anleger aus staatlichen Schulden-
anleihen. Ein Hauptgrund, warum heute Staatsan-
leihen von Ländern wie Griechenland oder Spani-
en nur mit hohen Risikoaufschlägen Käufer finden.

Eurobonds: Das sind gemeinsame Anleihen von 
Euroländern, deren Einführung bisher nicht be-
schlossen wurde. Vor allem Deutschland ist da-
gegen, weil es höhere Refinanzierungskosten 
fürchtet. Eurogruppe-Chef Jean-Claude Juncker 
oder auch OeNB-Gouverneur Ewald Nowotny sind 
dafür. 

No-Bail-out-Klausel: Sie wurde auf Betreiben 
Deutschlands schon 1992 im Vertrag von Maast-
richt verankert und sollte verhindern, dass EU-
Länder verschuldeten Partnern finanziell beiste-
hen müssen. Wird bald einer Vertragsänderung 
zum Opfer fallen.

Europasprech

Krisen-Glossar
Einige der neuen Kürzeln  
und Begriffe in der EU.
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